
Aktenzeichen: 6 AZR 1047/94
Bundesarbeitsgericht 6. Senat Urteil vom 09. August 1995

- 6 AZR 1047/94 -
I. Arbeitsgericht 

Frankfurt(Oder)
Urteil vom 23. September 1993 
- 5 (7) Ca 942/93 -

II. Landesarbeitsgericht 
Brandenburg

Urteil vom 14 
- 5 Sa 896/93

Für die Amtliche Sammlung: Ja 
Für die Fachpresse : Ja
Für das Bundesarchiv : Nein

Juni 1994

Entscheidungsstichwort:
Wirksamwerden eines Tarifvertrags - Ermittlung durch Gericht

Gesetz:
ZPO § 293, § 291, § 561 Abs. 1 Satz 1, § 565 Abs. 2 Nr. 2;
TVG § 1 Abs. 2; Tarifvertrag zur Anpassung des Tarifrechts 
für Arbeiter an den MTB II und an dem MTL II (MTArb-O) vom 
10. Dezember 1990 § 72; Tarifvertrag zur sozialen Absicherung 
vom 6. Juli 1992 (TV soziale Absicherung) § 2; TVG § 1 Abs.
2; BGB § 125 Satz 1, § 126 Abs. 2, § 271 Abs. 1

Leitsätze:
1. Ergibt sich aus dem Parteivortrag, daß tarifliche Normen 
für die Entscheidung erheblich sein könnten, so haben die 
Gerichte für Arbeitssachen den Inhalt dieser Rechtsnormen 
nach den Grundsätzen des § 293 ZPO zu ermitteln (ständige 
Rechtsprechung seit BAGE 4, 37, 39= AP Nr. 4 zu § 4  TVG 
Tarifkonkurrenz).
2. Zum Inhalt eines Tarifvertrags gehört der Zeitpunkt seines 
Wirksamwerdens.
3. Eine subjektive Beweislast besteht im Anwendungsbereich 
des § 293 ZPO nicht.
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6 AZR 1047/94 
5 Sa 896/93 Brandenburg

Verkündet am 
9. August 1995

Backes,
Regierungsobersekretäri 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

Im Namen des Volkes! 

Urteil
In Sachen

pp.
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hat der Sechste Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 9. August 1995 durch den Vizepräsiden­
ten Dr. Peifer, die Richter Prof. Dr. Jobs und Dr. Armbrüster 
sowie die ehrenamtlichen Richter Bengs und Bruse für Recht er­
kannt :

1. Auf die Revision der Klägerin wird das Urteil 
des Landesarbeitsgerichts Brandenburg vom
14. Juni 1994 - 5 Sa 896/93 - aufgehoben.

2. Auf die Berufung der Klägerin wird das Urteil 
des Arbeitsgerichts Frankfurt (Oder) vom
23. September 1993 - 5 (7) Ca 942/93 - abgeän­
dert .

Die Beklagte wird verurteilt, an die Kläge­
rin 10.000,-- DM zu zahlen.

3. Die Beklagte hat die Kosten des Rechtsstreits 
zu tragen.
V o n  R e c h t s  w e g e n  !

T a t b e s t a n d  :

Die Klägerin verlangt eine Abfindung wegen Beendigung ihres 
Arbeitsverhältnisses.

Die Klägerin war seit 1959 bei der Nationalen Volksarmee der 
DDR als Küchenhilfe tätig und wurde von der Beklagten auf der 
Grundlage eines Arbeitsvertrages vom 4. November 1991 weiterbe­
schäftigt. Auf das Arbeitsverhältnis der Parteien fand aufgrund 
beiderseitiger Tarifbindung und einzelvertraglicher Inbezugnahme
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der Tarifvertrag zur Anpassung des Tarifrechts für Arbeiter an 
den MTB II und an den MTL II (MTArb-O) vom 10. Dezember 1990 An­
wendung. Am 25. Mai 1992 schlossen die Parteien einen Auflösungs­
vertrag zum 30. Juni 1992, weil das Arbeitsverhältnis "aus struk­
turellen Gründen" nicht fortgesetzt werden konnte. Mit Schreiben 
vom 26. Januar 1993, das der Beklagten am 11. Februar 1993 
zuging, verlangte die Klägerin von der Beklagten erstmals eine 
Abfindung "laut Tarifvertrag". Im Tarifvertrag zur sozialen 
Absicherung vom 6. Juli 1992 (TV soziale Absicherung) heißt es:

S 2 Abfindung
(1) Ein Arbeitnehmer, dessen Arbeitsverhältnis 
gekündigt wird, weil
a) er wegen mangelnden Bedarfs nicht mehr ver­

wendbar ist oder
b) die bisherige Beschäftigungsstelle ersatzlos 

aufgelöst wird oder bei Verschmelzung, Ein­
gliederung oder wesentlicher Änderung des 
Aufbaues der Beschäftigungsstelle die bishe­
rige oder eine anderweitige Verwendungsmög­
lichkeit nicht mehr möglich ist,

erhält eine Abfindung. Das Gleiche gilt, wenn ein 
Arbeitnehmer bei Vorliegen der Voraussetzungen 
für eine Kündigung nach Satz 1 aufgrund eines 
Auflösungsvertrages ausscheidet.
(2) Die Abfindung beträgt für jedes volle Jahr 
der Beschäftigungszeit (§ 19 BAT-0 ohne die nach 
der Übergangsvorschrift Nr. 3 hierzu berücksich­
tigten Zeiten bzw. die vergleichbaren, für die 
Arbeiter geltenden Bestimmungen) ein Viertel der 
letzten Monatsvergütung (§ 26 BAT-0 zuzüglich der 
allgemeinen Zulage) bzw. des letzten Monatstabel­
lenlohnes (§ 21 Abs. 3 MTArb-O, § 20 Abs. 2 BMT-G- 
0 ggfs, zuzüglich des Sozialzuschlags), minde­
stens aber die Hälfte und höchstens das Fünffache 
dieser Vergütung bzw. dieses Lohnes. Sie darf den 
Betrag von 10.000,-- DM nicht übersteigen. ...

4

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


(3)

- 4 -

Der Anspruch auf Abfindung entsteht am Tag 
nach der Beendigung des Arbeitsverhältnis­
ses . ...

§ 3 Inkrafttreten
Dieser Tarifvertrag tritt mit Wirkung vom 15. Ju­
ni 1992 in Kraft."

Die Beklagte verweigerte die Zahlung der Abfindung weil die 
Klägerin den Anspruch nicht innerhalb der tariflichen Ausschluß­
frist von sechs Monaten nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses 
geltend gemacht habe.

Die Klägerin hat die Auffassung vertreten, sie habe den Ab­
findungsanspruch rechtzeitig geltend gemacht. Die Fälligkeit im 
Sinne des § 72 MTArb-O, auf die es für den Beginn der Ausschluß­
frist ankomme, setze die Entstehung des Anspruchs voraus. Hierzu 
sei die Unterzeichnung des Tarifvertrags erforderlich gewesen. 
Diese sei jedoch erst im Laufe des Jahres 1993 erfolgt. Der am 
6. Juli 1992 vereinbarte Text sei nur eine Ergebnisniederschrift 
gewesen, die tarifliche Ansprüche noch nicht begründet habe.

Die Klägerin hat beantragt,

die Beklagte zu verurteilen, an die Klägerin 
10.000,-- DM zu zahlen.

Die Beklagte hat Klageabweisung beantragt.
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Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Die Berufung 
der Klägerin blieb erfolglos. Mit der Revision verfolgt die Klä­
gerin den Klageanspruch weiter. Die Beklagte bittet um Zurückwei­
sung der Revision.

E n t s c h e i d u n a s a r ü n d e  :

Die Revision der Klägerin hat Erfolg. Sie führt unter Aufhe­
bung des Urteils des Landesarbeitsgerichts zur Abänderung des ar­
beitsgerichtlichen Urteils. Die Klage ist begründet.

I. Das Landesarbeitsgericht hat angenommen, der Anspruch der 
Klägerin sei nach § 72 MTArb-0 verfallen, weil der Tarifvertrag 
bereits am 6. Juli 1992 geschlossen worden sei. Treffe dieser 
Zeitpunkt des Tarifabschlusses aber nicht zu, habe die Klägerin 
nur vorgetragen, daß der Tarifvertrag in diesem Zeitpunkt nicht 
zustandegekommen sei. An der Darlegung von Tatsachen dafür, daß 
in diesem Fall die Geltendmachung vom 11. Februar 1993 innerhalb 
der Ausschlußfrist erfolgt sei, habe die Klägerin es jedoch 
fehlen lassen.

Diese Ausführungen halten der rechtlichen Nachprüfung nicht 
stand.

II. Die Klägerin hat nach § 2 Abs. 1 Satz 2 TV soziale Absiche-

-  6 -
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rung gegen die Beklagte einen Anspruch auf Abfindung in unstrei­
tiger Höhe von 10.000,-- DM erworben. Zwischen den Parteien ist 
nicht streitig, daß die "strukturellen Gründe", die zur Beendi­
gung des Arbeitsverhältnisses geführt haben, unter einen der in 
dieser Bestimmung geregelten Tatbestände fallen. Der Anspruch war 
im Zeitpunkt der Geltendmachung durch Schreiben der Klägerin vom 
26. Januar 1993, das der Beklagten am 11. Februar 1993 zugegangen 
ist, noch nicht verfallen.

1. Nach § 72 MTArb-0 müssen Ansprüche aus Arbeitsverträgen, die 
sich nach dem MTArb-0 und den dazu vereinbarten Ergänzungsabkom­
men bestimmen, innerhalb einer Ausschlußfrist von sechs Monaten 
nach Fälligkeit geltend gemacht werden, soweit der Tarifvertrag 
nichts anderes bestimmt. Diese Frist hat die Klägerin gewahrt.

Zutreffend hat das Landesarbeitsgericht angenommen, daß der 
Anspruch auf Abfindung nach § 2 TV soziale Absicherung ein An­
spruch aus dem Arbeitsvertrag im Sinne von § 72 MTArb-0 ist. Die 
Ausschlußfrist erfaßt alle Ansprüche, die die Arbeitsvertrags­
parteien aufgrund ihrer durch den Arbeitsvertrag begründeten 
Rechtsstellung gegeneinander haben (vgl. zu der insoweit gleich­
lautenden Regelung des § 70 BAT: BAG Urteil vom 5. März 1981 
- 3 AZR 559/78 - AP Nr. 9 zu § 70 BAT; Urteil vom 26. Februar 
1992 - 7 AZR 201/91 - AP Nr. 18 zu § 46 BPersVG). Dazu gehört 
auch der Anspruch auf Abfindung nach dem TV soziale Absicherung 
(vgl. Senatsurteil vom 1. Juni 1995 - 6 AZR 926/94 -, zur Ver­
öffentlichung vorgesehen). Der Anspruch setzt voraus, daß ein
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Arbeitsverhältnis bestanden hat; die Abfindung ist vom Arbeit­
geber an den Arbeitnehmer wegen der Beendigung eines Arbeitsver­
hältnisses zu zahlen (vgl. für die Sozialplanabfindung: BAG 
Urteil vom 30. November 1994 - 10 AZR 79/94 - AP Nr. 88 zu § 112 
BetrVG 1972; BAGE 30, 347, 348 = AP Nr. 3 zu § 113 BetrVG 1972, 
zu 1 der Gründe). Unerheblich ist, daß der Anspruch nach § 2 Abs. 
3 Satz 1 TV soziale Absicherung erst nach der Beendigung des 
Arbeitsverhältnisses entsteht.

2. Zu Unrecht hat aber das Landesarbeitsgericht angenommen, die 
Klägerin habe die Ausschlußfrist versäumt. Das Landesarbeitsge­
richt hat weder Beginn noch Ende derselben festgestellt. Außerdem 
hat es zu Unrecht darauf abgestellt, daß die Klägerin die Tat­
sachen, aus denen sich ergibt, daß sie den Anspruch fristgerecht 
geltend gemacht hat, nicht dargelegt habe.

a) Die Ausschlußfrist begann nach § 72 MTArb-0 mit Fälligkeit 
des Anspruchs. Dieser war jedoch frühestens in einem Zeitpunkt 
fällig, der nach dem 8. Februar 1993 lag.

Eine Leistung ist fällig, wenn der Gläubiger sie verlangen 
kann (vgl. § 271 Abs. 1 BGB). Auf der Grundlage eines Tarifver­
trages kann eine Leistung nicht verlangt werden, bevor der Tarif­
vertrag wirksam geworden ist. Der Tarifvertrag zur sozialen 
Absicherung wurde mangels gesetzlicher Schriftform (§ 1 Abs. 2 
TVG, § 126 Abs. 2, § 125 Satz 1 BGB) noch nicht am 6. Juli 1992 
wirksam. Dies hat der Senat bereits im Urteil vom 1. Juni 1995
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(- 6 AZR 926/94 -, aaO) angenommen (ebenso Sächsisches Landes­
arbeitsgericht Urteile vom 23. November 1994 - 2 Sa 102/94 - n.v. 
und vom 23. August 1994 - 5 Sa 264/94 - ZTR 1995, 223; insoweit 
grundsätzlich zustimmend: Kiefer, ZTR 1995, 205). In jenem 
Verfahren war unstreitig, daß die Unterzeichnung durch die 
Tarifvertragsparteien erst nach dem 8. Februar 1993 erfolgt ist. 
Im vorliegenden Rechtsstreit fehlt es an einem entsprechenden 
unstreitigen Parteivortrag. Dies berechtigte das Berufungsgericht 
jedoch nicht, seine Entscheidung zu Lasten der Klägerin darauf zu 
stützen, diese habe nicht ausreichend zum Zeitpunkt der 
Unterzeichnung des Tarifvertrags vorgetragen.

b) Nach § 126 Abs. 2 Satz 1 BGB muß bei einem Vertrag die Un­
terzeichnung der Parteien auf derselben Urkunde erfolgen. Werden 
über den Vertrag mehrere gleichlautende Urkunden aufgenommen, so 
genügt es, wenn jede Partei die für die andere Partei bestimmte 
Urkunde unterzeichnet (§ 126 Abs. 2 Satz 2 BGB). Das Landesar­
beitsgericht hat verkannt, daß die Klägerin nicht darlegungs- und 
beweispflichtig ist für die Tatsachen, aus denen sich der Zeit­
punkt des Wirksamwerdens des TV soziale Absicherung und damit der 
frühestmögliche Beginn der tariflichen Ausschlußfrist ergibt. 
Vielmehr war das Landesarbeitsgericht selbst gehalten, diesen 
Zeitpunkt zu ermitteln, ohne auf die von den Parteien beigebrach­
ten Nachweise beschränkt zu sein (§ 293 ZPO).

Nach der allgemein anerkannten Grundregel des Zivilrechts 
trägt jede Partei die Behauptungs- und Beweislast dafür, daß die
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Voraussetzungen der ihr günstigen Rechtsnorm erfüllt sind. Wer 
eine Rechtsfolge für sich in Anspruch nimmt, hat die rechtsbe­
gründenden und rechtserhaltenden Tatsachen darzulegen und gegebe­
nenfalls zu beweisen. Sein Gegner trägt die Darlegungs- und Be­
weislast für die rechtshindernden, die rechtsvernichtenden und 
rechtshemmenden Tatsachen (BAGE 71, 243, 250 = AP Nr. 2 zu 
Art. 13 Einigungsvertrag, zu II 2 b der Gründe; BGH Urteil vom 
20. März 1986 - IX ZR 42/85 - NJW 1986, 2426, 2427). Danach oblag 
es der Klägerin nur, die anspruchserhaltende Tatsache der recht­
zeitigen Geltendmachung darzulegen (BAG Urteil vom 22. September 
1992 - 9 AZR 521/91 -, n.v.; Baumgärtel/Laumen, Handbuch der Be­
weislast im Privatrecht, 2. Aufl., § 186 Rz 2). Hierzu hat die 
Klägerin unbestritten vorgetragen, sie habe den Anspruch mit dem 
der Beklagten am 11. Februar 1993 zugegangenen Schreiben vom 
26. Januar 1993 geltend gemacht. Ob das Schreiben die Ausschluß­
frist gewahrt hat, ist unter den Parteien allein deshalb um­
stritten, weil der Zeitpunkt der formgerechten Unterzeichnung des 
TV soziale Absicherung und damit die Fälligkeit des Abfindungs­
anspruchs nicht feststeht. Dabei handelt es sich aber nicht um 
die von der Klägerin zu behauptende Tatsache der Geltendmachung, 
sondern um eine Tatsache, die die Wirksamkeit der rechtlichen 
Grundlage betrifft, auf der zu entscheiden ist, ob die Geltend­
machung rechtzeitig war. Diese Tatsache hatte das Gericht selbst 
zu ermitteln.

Auf tarifliche Normen sind die Grundsätze des § 293 ZPO an­
zuwenden. Ergibt sich aus dem Vortrag der Parteien im Rechts­
streit, daß tarifliche Normen bestehen könnten, die für die Ent-
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Scheidung des Rechtsstreits erheblich sind, so muß das Gericht 
diesem Vortrag nach Maßgabe des § 293 ZPO nachgehen. Es muß diese 
Normen ermitteln und daraufhin prüfen, ob sie auch das der Ent­
scheidung unterliegende Arbeitsverhältnis betreffen (BAGE 4, 37, 
39 = AP Nr. 4 zu § 4 TVG TarifKonkurrenz). Dazu gehört auch die 
Frage, wann ein Tarifvertrag wirksam geworden ist und ab wann er 
somit auf die Rechtsbeziehungen der Parteien einwirken konnte. 
Dies hat das Landesarbeitsgericht verkannt. Es hat stattdessen 
der Klägerin zu Unrecht die subjektive Beweislast für den Zeit­
punkt der formgerechten Unterzeichnung des TV soziale Absicherung 
auferlegt. Eine subjektive Beweislast besteht jedoch im Anwen­
dungsbereich des § 293 ZPO nicht (vgl. BGHZ 69, 387, 393; Zoller/ 
Geimer, ZPO, 19. Aufl. § 293 Rz 16).

c) Dieser Rechtsfehler zwingt jedoch nicht zur Aufhebung und 
Zurückverweisung der Sache an das Berufungsgericht. Der Senat 
kann vielmehr trotz fehlender Feststellung des Zeitpunkts des 
Wirksamwerdens des TV soziale Absicherung durch das Landesar­
beitsgericht in der Sache selbst abschließend befinden, weil 
diese zur Endentscheidung reif ist (§ 565 Abs. 3 Nr. 1 ZPO).

Zwar ist es nicht möglich, dem Tatbestand des Berufungs­
urteils Feststellungen zum Zeitpunkt der Unterzeichnung des TV 
soziale Absicherung zu entnehmen; insbesondere geben zwei von den 
Parteien vorgelegte Schreiben des Bundesministeriums des Innern 
vom 25. Mai 1993 und vom 20. April 1994 insoweit keinen Auf­
schluß. Aufgrund bei Gericht offenkundiger Tatsachen (§ 291 ZPO)
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steht jedoch fest, daß der TV soziale Absicherung erst nach dem 
8. Februar 1993 formgerecht unterzeichnet worden ist und die Klä­
gerin deshalb die Ausschlußfrist eingehalten hat.

Der Senat kann hinsichtlich des Zeitpunkts der Unterzeich­
nung des TV soziale Absicherung auf Tatsachen zurückgreifen, die 
ihm aufgrund amtlicher Tätigkeit in einem früheren Rechtsstreit 
zur Kenntnis gelangt und die damit bei dem Gericht offenkundig im 
Sinne von § 291 ZPO sind (vgl. Zöller/Greger, ZPO, 19. Aufl.,
§ 291 Rz 1). Er ist in der Beurteilung insoweit nicht nach § 561 
Abs. 1 Satz 1 ZPO auf die Feststellungen des Landesarbeitsge­

richts beschränkt.

In dem durch Urteil vom 1. Juni 1995 entschiedenen Rechts­
streit - 6 AZR 926/94 - ist ein Schreiben des Bundesministers des 
Innern vom 25. Januar 1993 - D III 1-220 233/41 - bekannt ge­
worden, mit dem dieser u.a. den TV soziale Absicherung der Ge­
werkschaft Öffentliche Dienste, Transport und Verkehr (ÖTV)
- Hauptvorstand - TarifSekretariat - mit der Bitte um Unter­
zeichnung übersandt hat. Weiterhin ist in diesem Verfahren eine 
Aktennotiz des Vorstandssekretariats 2 - TarifSekretariat - des 
Büros des Hauptvorstandes der ÖTV in Berlin bekannt, nach der 
u.a. dieser Tarifvertrag der ÖTV-Hauptverwaltung in Stuttgart am 
8. Februar 1993 als unterschriftsreif zugeleitet worden ist. Auf­
grund dieser den Parteien des vorliegenden Rechtsstreits durch 
Verfügung des Berichterstatters vom 26. Juli 1995 bekanntge­
gebenen und mit ihnen in der mündlichen Verhandlung erörterten
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Tatsachen geht der Senat davon aus, daß die nach § 126 Abs. 2 BGB 
erforderliche Unterschrift des Tarifpartners ÖTV erst nach dem 
8. Februar 1993 erfolgt ist und der TV soziale Absicherung somit 
nicht vor diesem Tag rechtswirksam geworden ist.

d) Damit hat die Ausschlußfrist nach § 72 MTArb-0 nicht vor dem 
8. Februar 1993 begonnen und sie war im Zeitpunkt des Zugangs des 
Schreibens der Klägerin vom 26. Januar 1993 am 11. Februar 1993 
noch nicht abgelaufen.

III. Die Kostenentscheidung folgt aus § 91 Abs. 1 ZPO.

Dr. Peifer Dr. Jobs Dr. Armbrüster
Brüse Bengs
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